
Die Universität ist ein Teil
der Gesellschaft. Ebenso wie
Studierende Einfluß auf die
Gesellschaft haben, wirkt
diese auf das Leben und die
Verhältnisse an der Uni.
Daher ist es nicht verwun
derlich, daß Frauen an der
Universität (und insbeson
dere an der TU) sowohl als
Studentinnen als auch als
Lehrende massiv unterre
präsentiert sind. So gibt es
etwa an Österreichs Unis
nur 2,8 % Professorinnen.
Je einflußreicher die Positi
on, desto weniger Frauen
wird man/frau finden. Und
das ist kein Naturgesetz. Es
ist das Gesetz einer noch

Ingo Salzmann, Spitzen
kandidat des vsstö an

der TU-Graz

der öffentliche Hand mit
20% der Finanzierung gleich
den derzeitigen blieben. Das
bedeutet: Keine Mehrbela
stung für den Staat, doch
gerechtere Verteilung des
Profits aus universitärer Bil
dung. Student/inn/en aller
sozialen Schichten hätten,
unabhängig vom Wohlwol
len der Eltern, die Chance
auf universitäre Bildung und
der Arbeitsmarkt würde ent
lastet, da kein/e Student/in
mehr durch seine/ihre Not
lage zu Arbeit unter meist
schlechten Konditionen ge
zwungen wäre. Im übrigen
wurde dieses Konzept vom
VSStÖ dem Finanzministe
rium zur Prüfung vorgelegt
und als rechnerisch korrekt
befunden. In Dänemark exi
stiert bereits eine solche
Form der Studienfinanzie
rung über ein Grundein
kommen an Studierende.

Etwa würden Unternehmer/
innen eine 1%ige Wert
schöpfungsabgabe abfüh
ren - eine Idee, die wir von
Ex-Sozialminister Dallinger
übernommen haben.

ASVG-Versicherte, deren
monatliches Einkommen
über 40.000 ÖS liegt, also
vorwiegend Akademiker/
innen, sollen einen Zuschlag
für die Unis zahlen. Die So
zialversicherungsbeiträge
sind nämlich ab 40.000 ÖS
konstant, d.h. ein/e Erwerbs
tätige/r, die/der 140.000
ÖS pro Monat verdient, ent
richtet ebensoviel Sozialver
sicherungsbeitrag wie eine/
r mit einem Einkommen von
40.000 ÖS, und das ist für
uns nicht einsehbar. Außer
dem sollen A-Beamte/Be
amtinnen - ausschließlich
Akademiker/innen - einen
Solidarbeitrag abführen.
Natürlich würden Stipendi
en und die Familienbeihilfe •
für Studierende eingespart,
wodurch dieAufwendungen

die Ursachen der Nichter
bringung außerhalb des
persönlichen Verschuldens
liegen. Für Studierende mit
Kind gelten Sonderregelun
gen.

Nun wird der Großteil von
Euch vielleicht entsetzt sein
und verständnislos denken,
das Ganze sei eine irre Träu
'merei, denn zu klären bleibt
die Finanzierung. Zahlen
sollen jene, die von der uni
versitären Ausbildung pro
fitieren.

sere Sache. Wir versuchen
insbesondere, neue Wege
aufzuzeigen und alternative
Konzepte zu erarbeiten.

Etwa das alternative Studi
enfinanzierungsmodell des
VSStÖ (ASFM). Es sieht ein
fixes staatliches Einkommen
für Studierende vor, das ca.
8.500 ÖS betragen soll. Ein
Betrag, der es jedem/jeder
gerade ermöglicht, den mo
natlichen Lebensunterhaltzu
bestreiten, ohne auf fremde
Unterstützung angewiesen
zu sein. Auf diese Weise
könnten wir Studierende
nach unseren selbständig
getroffenen Entscheidungen
unser Studium gestalten.Der
dafür natürlich nötige Lei
stungsnachweissoll nichtwie
bisher bei Stipendienbezie
her/inne/n global geregelt
werden, sondern einer In
stanz übertragen werden,
die die spezifischen Anfor
derungen der einzelnen Stu
dienrichtungen besser ab
zuschätzen weiß. Die Studi
enkommission soll diese
Aufgabe übernehmen. Auf
grund der Drittelparität (1/
3 Profs, 1/3 Assis, 1/3 Stu
dis) in diesem UOG-Gre
mium ist auch eine demo
kratischere Entscheidungs
findung gegeben. Bei nicht
erbrachtem Leistungsnach
weis kann bei einer univer
sitären Kommission, die vom
Fakultätskollegium einge
setzt wird und zur Hälfte aus
Lehrenden und zur Hälfte
aus Studierenden bestehen
soll, ein Antrag auf Nach
sicht gestellt werden, sofern

Eines zentralen Anliegen des
VSStÖ ist die soziale Absi
cherung der Studierenden.
Wir beschränken uns nicht
nur auf reine Beratungstä
tigkeit (z.B.: Familien- und
Krankenversicherungsbro
schüre) sondern treten aktiv
für soziale Gerechtigkeit ein,
denn in diesem Bereich sind
wir mit extremen Rückschrit
ten konfrontiert. Einmal
mehr sind wir Studierende
von massivem Sozialabbau
betroffen, einmal mehr sind
es mehrheitlich sozial
Schwache, die am stärksten
zur Kassa gebeten werden.
Die Streichung der Fahrtko
stenrückerstattung für aus
wärtige Studierende, die
Kürzung der Familienbeihil
fe und die Einführung eines
Selbstbehaltes bei der Frei
fahrt zur Uni sind Maßnah
men, die unser aller Studi
um erschweren, ja für man
che sogar in Frage stellen.
Um diesen Tendenzen ent
gegenzutreten, wirkten wir
maßgeblich an der Demon
stration gegen Sozialabbau
im März mit und kämpfen
auch weiterhin für eine Poli
tik, die den sozialen Aus
gleich sucht. Doch lediglich
zu protestieren ist nicht un-

versteht sich als
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immer mehrheitlich von
Männern bestimmten Ge
sellschaft. Schon in der ge
schlechterspezifischen Erzie
hung manifestiert sich die
Diskriminierung der Frau
und durchdringt alle gesell
schaftlichen Bereiche. So
studieren etwa an der TU
Graz weniger als 10% Frau
en. Die Technik ist männlich
- auch das ist kein Naturge
setz. EinwesentlicherSchwer
punkt in der Arbeit des YS
StÖ ist der Kampf für die
Gleichberechtigung von
Frauen in allen Lebensbe
reichen. Das Studium soll
uns einerseits eine praxis
nahe und fundierte Ausbil
dung verschaffen, und an
dererseits Fähigkeit zu De
mokratie und Kritik vermit
teln. Der Weg zur Emanzi-

pation der Frau muß auch
über ein (seibst)kritisches Be
wußtsein der Männer füh
ren und in diesem Bereich
darf sich die Universität nicht
ihrerYerantwortung entziehen.

Daher beschäftigt sich der
YSStÖ, neben unmittelbar
studienspezifischen Fragen,
auch mit anderen politischen
Themenbereichen. Neben
Sozialabbau - mitgetragen
von Sozialdemokrat/inn/en
in der Regierung - ist Rechts
radikalismus wieder salon
fähig geworden. Wirbeken
nen uns entschieden zur
Demokratie und werden
jeglichen Tendenzen, diese
aufzuweichen oder zu be
seitigen, sei es durch Rechts
populismus oderTerror, aufs
Entschiedenste entgegentre-

ten. Wir bezeichnen uns als
Antifaschist/inn/en, weil wir
der Meinung sind, daß T0

leranz genau dort aufhören
muß, wo Menschenrechte,
Freiheit und Demokratie in
Gefahr sind, wo Toleranz
den Weg zu Tntoleranz eb
net. Zu keinem Zeitpunkt in
der Zweiten Republik war es
notwendiger, rechtsextre
mem und menschenverach
tendem Gedankengut eine
entschiedenere Absage zu
erteilen, als heute. Es gilt
möglichst breiten Wider
stand gegen Ausländer/in
nenfeindlichkeit und Rechts
populismus auch an unse
rer Universität zu leisten, an
der etwa die ARGE Grazer
Burschenschaften massiv
Hetze gegen Ausländer/in
nen betrieb und betreibt. Wir

müssen zeigen, daß für ras
sistische Hetze in einer de
mokratischen Gesellschaft
kein Platz sein darf. In die
sem Bereich leistet der YS
StÖ seit Jahren konsequen
te Arbeit und nimmt eine
Yorreiter/innenrolle ein.

Wir vom vsstö kandidieren
bei diesen ÖH-Wahlen um
einerseits weiterhin aktive Stu
dierendenvertretungsarbeit
auf allen Ebenen der ge
setzliche ermöglichten In
teressensvertretung zu be
treiben, und um andererseits
in das gesellschaftspolitische
Engagement der ÖH unse
re zukunftsweisenden Posi
tionen einzubringen bzw. an
deren Durchsetzung zu ar
beiten. Klares Beziehen von
Positionen zeichnet uns aus.
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